
 

 

 

Teilrevision Gesetz über die Behindertenhilfe (Behindertenhilfegesetz, BHG) betreffend 

Stärkung von ambulanten Leistungen 

Vernehmlassungsadressat: EVP 

 

1. Sind Sie einverstanden mit der Teilrevision des Gesetzes über die Behindertenhilfe 
(Behindertenhilfegesetz, BHG) betreffend Stärkung von ambulanten Leistungen? 

☒Ja 

☐Nein 

Bemerkungen: Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

 

Fragen zu Inhalten der Teilrevision 

2. Befürworten Sie die Neuerungen im Bereich der Ambulanten Wohnbegleitung? 

☒Ja 

☐Nein 

Bemerkungen: Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

 

3. Befürworten Sie die Einführung von ambulanten Leistungen im Lebensbereich 
Tagesstruktur in Form einer ambulanten Arbeitsbegleitung und einer ambulanten 
Tagesgestaltung? 

☒Ja 

☐Nein 

Bemerkungen: Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

 

4. Befürworten Sie die Möglichkeit eines flexiblen Altersrücktritt im Leistungsbereich 
Arbeit? 

☒Ja 

☐Nein 

Bemerkungen: Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.     

 

5. Sind Sie einverstanden, dass der Regierungsrat zukünftig befristete Pilotprojekte zur 
Erprobung neuer Leistungsarten, Abgeltungsformen oder Steuerungsinstrumente 
beschliessen kann? 

☒Ja 

☐Nein 

Bemerkungen: Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

 

6. Haben Sie weitere Anregungen und Bemerkungen? 

Gerne ergänzen wir obige Kurzaussagen nachfolgend mit weiteren kurzen Aussagen im 
Zusammenhang der Vernehmlassung:  

• Die EVP unterstützt die Stärkung der Selbstbestimmung, das eigenständige Wohnen und den 
dadurch nötigen Ausbau ambulanter Leistungen. Gleichzeitig gilt es zu beachten, dass die 
Erhöhung der Selbstbestimmtheit für viele, aber nicht für alle Gruppen von Behinderten 



 

 

geeignet ist. Wenn zu rigoros auf Selbstständigkeit gedrängt wird, könnten einzelne Personen 
überfordert und die Betreuung/Lebenssituation letztlich schlechter werden. (z.B. geistig 
behinderte Personen) 

• Wenn behinderte Menschen vermehrt selbstständig wohnen, ergibt sich künftig vermutlich 
noch öfter eine unbefriedigende Situation beim Übergang in den Ruhestand. Alters- und 
Pflegeheime stellen oft keine ideale Lösung dar. Die Ermöglichung über das Referenzalter 
hinaus zu arbeiten, verschiebt das Problem des Übergangs in den Ruhestand künftig wohl um 
einige Monate oder Jahre. Dennoch sollte der Kanton zusammen mit den Institutionen und 
Gemeinden passende Lösungen zu erarbeiten. 

• Punkto Kostenneutralität sind wir nicht so zuversichtlich wie die Vorlage beschreibt. Wir 
befürchten, dass die Kosten direkt oder indirekt an einem anderen Ort eingespart werden. Hier 
fordern wir, dass diese nicht versteckt an die behinderten Personen überwältz werden. Zudem 
soll der Kanton jeweils transparent informieren und sämtliche zusätzliche Kosten übernehmen, 
welche trotz allen Beteuerungen auf Gemeinden, insbesondere auf die Sozialhilfe, überwälzt 
werden. Mit den Institutionen muss der Kanton rechtzeitig Pläne zur Reduktion bzw. Änderung 
des Angebots prüfen und die Institutionen in diesem Prozess und der Umsetzung begleiten. 

 

Wir bedanken uns für den Einbezug und verbleiben mit freundlichen Grüssen,  

EVP Baselland 

   


